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Vereine badiſcher Lehrer .

1. Der badiſche Lehrerverein

wurde am 10. Mai 1876 auf einer Delegiertenverſammlung in

Durlach beſchloſſen und trat am 1. Januar 1877 in Tätigkeit .

Der Verein hat den Zweck : Förderung der Volksbildung durch

Pflege des Volksſchulweſens und durch Hebung des Volksſchul⸗
lehrerſtandes . Als ordentliche Mitglieder können die an den

Volksſchulen und andern Lehranſtalten Badens angeſtellten Lehrer

und Lehrerinnen aufgenommen werden . Die Anmeldung geſchieht

durch den Vorſitzenden der betreffenden Vereinskonferenz bei dem

engern Vorſtand , welcher die Aufnahme vollzieht Mitglieder

konfeſſioneller Lehrer⸗ ( Lehrerinnen⸗ ) Vereine können nicht Mit⸗
glieder des „ Bad . Lehrervereins “ werden ( § 3 der Statuten ) .

Der Jahresbeitrag beträgt für jedes Mitglied 2 K. Der

Verein gliedert ſich in Konferenz⸗ und Kreisbezirke . Die Kon⸗

ferenzen bilden ſich nach eigenem Ermeſſen und Bedürfnis , doch
ſollten dieſelben womöglich mit dem betr . Amtsbezirk zuſammen⸗
fallen .

Von der Bildung einer Konferenz iſt dem Kreisvertreter

und durch dieſen dem Obmanne Anzeige zu erſtatten . Bei Neu⸗

gründung einer Konferenz muß dieſelbe mindeſtens 15 Mit⸗

glieder zählen .
Mitgliederſtand auf 1. Januar 1906 : 4600 ( 4115 zahlende).

Vereinsvermögen auf 1. Januar 1906 : 22 190 23 N. Ein⸗
nahmen pro 1905 : 17503 %/% 83 S . Ausgaben pro 1905 :

15674 /% 06 H.
Die Vereinsleitung geſchieht durch den Vorſtand und die

Vorſitzenden der Vereinskonferenzen . Der Vorſtand teilt ſich in

einen engern und einen weitern . Den engen Vorſtand bilden :

Hauptlehrer R. Baur in Lichtental , Obmann .

15 M. Rödel in Mannheim , Stellvertreter

1 R. Konrad in Baden , Schriftführer .

5 A. Zähringer in Waldulm , Rechner .
J . Eiermann in Achern , Beirat .
K. Ruh in Radolfzell , Beirat .

5 G. Herrigel in Heidelberg , Beirat .
Der weitere Vorſtand bildet ſich aus dem engern Vorſtande

und den nachgenannten 15 Kreisvertretern :
1. Kreis Konſtanz : Hauptlehrer Z. Volk in Neſſelwangen .
2 „ Villingen : 5 A. Schüßler in Villingen .

Waldshut : J . Baur in Säckingen .

„„



321

4. Kreis Lörrach : Hauptlehrer J . Klug in Lörrach .
5. „ Freiburg : 85 P. Hettich, Freiburg , Konradſtr . 14.
6. „ Lahr : 1 J . Zimmermann in Dinglingen .
7. „ Offenburg : 8 A. Kraus in Oppenau
8 „ Baden : Feigenbutz , Ettlingenweier .
9. „ Karlsruhe : 5 Heckmann in Karlsruhe .

10. „ Pforzheim : 1 L. Klebes in Pforzheim .
11 „ Bruchſal : F. A. Heckmann in Flehingen .

HdSeidelberg : „ W. Grieſer in Kirchheim .
Mannheim : „ H. Stürer in Mannheim .

14. „ Mosbach : G. Klein in Diedesheim .
15. T. Biſchofsheim , H. Fontaine in Sachſenflur .

Ehrenmitglieder des Vereins ſind : Oberſchulrat Geh. Hofrat
Dr. G. P. Weygoldt in Karlsruhe , Kreisſchulrat a. D. Hofrat
Ehr. Rapp in Freiburg und Stadtſchulrat a. D. Hofrat G. Specht
in Karlsruhe .

Der Verein übernimmt die Koſten für Rechtsſtreitigkeiten
ſeiner Mitglieder nach Maßgabe der Statuten .

Der „ Statiſtiſchen Kommiſſion des Bad . Lehrer⸗
vereins “ gehören an : Hauptlehrer Eiermann in Achern als

Vorſitzender , und die Hauptlehrer M. Rödel , Frz . X. Schütz und
K. Strohbach in Mannheim als Mitglieder .

2. Peſtalozzi⸗Verein ,
gegründet den 12. Januar 1846 zu Achern zur Unterſtützung der
Witwen und Waiſen badiſcher Lehrer mit folgenden Statuten :

l. Veranlaſſung , Name , Zweck und Charakter des Vereins .

§ 1. 1. Zum bleibenden und in ſtets neuem Segen wieder⸗
kehrenden Gedächtnis Heinrich Peſtalozzi ' s , deſſen Säkularfeier
am 12. Januar 1846 begangen wurde , ſchloſſen ſich in Achern
bei dieſer Veranlaſſung eine Anzahl Lehrer zu einem Vereine
zuſammen zum Zwecke der Unterſtützung der Witwen
und Waiſen ſeiner Mitglieder —

2. Dieſer Verein führt den Namen : Peſtalozzi⸗Verein
badiſcher Lehrer .

3. Mit allerhöchſtem Staats⸗Miniſterial⸗Erlaß vom 12. Okt.
1847 Nr. 2017 wurden ihm Körperſchaftsrechte verliehen .

§ 2. Sein Zweck iſt alſo , zunächſt den Witwen und
hinterlaſſenen Kindern hinſcheidender Mitglieder — gleichviel
aus welcher Ehe — eine beſtimmte Barſumme möglichſt bald

nach dem Ableben einzuhändigen , um ſie vor der erſten Geld⸗

2¹



322

verlegenheit zu ſchützen . Erſt weiterhin kommen die in § 41 bis

52 genannten Bezugsberechtigten in Betracht .

§ 3. Der Peſtalozzi⸗Verein badiſcher Lehrer iſt ein Ver⸗

ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit im Sinne des 8 53 des Reichs⸗

geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom

12. Mai 1901 .
§. 4. 1. Der Peſtalozzi⸗Verein hat ſeinen Sitz am Wohnort

des nach 8 85 Ziff . 5 gewählten Direktors .

2. Alle Bekanntmaͤchungen des Vereins erfolgen entweder

durch Veröffentlichung im Vereins⸗Organ ( Badiſche Schulzeitung )

oder in Form von Rundſchreiben , welche durch Vermittlung der

Bezirksverwalter den Mitgliedern zugeſtellt werden .

3. Bei Streitigkeiten zwiſchen dem Verein und einzelnen

Mitgliedern iſt dasjenige Gericht zuſtändig , in deſſen Bezirk der

Verein ſeinen Sitz hat .
4. Das Geſchäftsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zuſammen .

1l. Von der Aufnahme der Mitglieder .

§ 5. Mitglied des Peſtalozzi⸗Vereins kann jeder als Schul⸗

kandidat aufgenommene und an Volksſchulen oder anderen öffent⸗

lichen und privaten Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten im Groß⸗

herzogtum Baden angeſtellte Lehrer werden , ſofern die in §8 6

bis 10 angeführten Bedingungen als erfüllt betrachtet werden

können , worüber die Zentralverwaltung entſcheidet

§ 6. Lehrer , welche das 60. Lebensjahr zurückgelegt haben ,

ferner einſtweilen außer Dienſt geſetzte Lehrer , ſowie ſolche , die

mit oder ohne Ruhegehalt aus dem aktiven Schuldienſt entlaſſen

wurden , können nicht Mitglieder des Vereins werden .
§ 7. Wer als Mitglied des Peſtalozzi⸗Vereins aufgenommen

zu werden wünſcht , hat durch Vermittlung der zuſtändigen Be⸗

zirksverwaltung bei der Zentralverwaltung einzureichen :
1. einen ſchriftlichen Antrag auf vorgedrucktem , vom

Bezirksverwalter zu erhebenden Formular ,
ein auf Grund des vorgeſchriebenen Fragebogens von

einem ſtaatlich geprüften Arzte ausgeſtelltes , verſchloſſenes
Geſundheitszeugnis , welches am Tage der Auf⸗

nahme höchſtens 30 Tage alt ſein darf ,
auf beſonderes Verlangen ein Geburtszeugnis .

Die entſtehenden Koſten trägt der Antragſteller .

8 Der Bezirksverwalter fügt dieſen beiden Schriftſtücken
ein von ihm ſelbſt auf Grund eines Fragebogens pflichtgemäß

ausgeſtelltes Zeugnis über den Geſundheitszuſtand des Antrag⸗
ſtellers bei und legt dieſe Schriftſtücke ( das ärztliche Zeugnis

888 .
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verſchloſſen ) der Zentralverwaltung vor . Aufnahmegeſuch und
Geſundheitszeugniſſe bleiben bei den Vereinsakten .

§ 9. 1. Über die Aufnahme entſcheidet die Zentralverwal⸗
tung . Wenn ſich keine Anſtände ergeben , iſt die Zentralver⸗
waltung gehalten , die Aufnahme ſofort zu vollziehen .

2. Der Aufnahmebeſchluß und damit die Sterbegeld⸗Ver⸗
ſicherung wird erſt wirkſam , wenn der Neuaufgenommene den
tarifmäßigen Beitrag für das laufende Kalenderhalbjahr entrichtet
hat und ihm daraufhin die Aufnahmsurkunde ſamt einem Exem⸗
plar der Vereinsſatzung eingehändigt worden iſt . Damit gilt
dann der auf Grund der Satzung mit dem neuaufgenommenen
Mitglied abgeſchloſſene Vertrag von Datum der Aufnahms⸗
urkunde an für beide Teile als bindend .

3. Die Aufnahmsurkunde muß enthalten : Laufende Nummer
der Aufnahme , Name , Geburtsdatum , Eigenſchaft und Anſtellungs⸗
ort des Aufgenommenen , Datum des Aufnahmebeſchluſſes und
Unterſchrift der Zentralverwaltung .

4. Über die Mitglieder werden entſprechende Verzeichniſſe
geführt , welche in geſonderten Spalten die nötigen ſachdienlichen
Angaben enthalten .

§ 10. 1. Wenn aber nach dem ärztlichen Geſundheitszeugnis
und dem etwa nötig oder wünſchenswert gewordenen Gutachten
eines andern Arztes der Geſundheitszuſtand des Antragſtellers
zur Zeit der Unterſuchung nicht ganz einwandfrei war , ſo kann
die Zentralverwaltung die Aufnahme verſchieben oder ablehnen
wovon der Antragſteller ohne Angabe der Gründe ſchriftlich
in Kenntis zu ſetzen iſt .

2. Dem Zurückgeſtellten ſteht es frei , nach Umfluß der ihm
bezeichneten Friſt einen neuen Antrag mit neuem ärztlichen
Zeugnis einzureichen .

§ 11. Perſonen , welche ſich in hervorragender Weiſe um
den Peſtalozzi⸗Verein verdient gemacht haben ( Mitglieder oder
Nichtmitglieder ) können auf Antrag der Zentralverwaltung von
der Mitgliederverſammlung zu Ehrenmitgliedern des Peſta⸗
lozzi⸗Vereins ernannt werden .

§ 12. Die Eigenſchaft eines Mitgliedes als ſolches und die
hieraus entſpringenden Rechte und Pflichten werden durch ſeine
Ernennung zum Ehrenmitglied nicht berührt .

§ 13. Nichtmitglieder erwerben durch ihre Ernennung zum
Ehrenmitglied das perſönliche Recht den Verhandlungen der Mit⸗
gliederverſammlung mit beratender Stimme anzuwohnen .
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Iul. Austritt und Ausſchluß der Mitglieder .

§ 14. Die Mitgliedſchaft endet : a. durch freiwilligen Austritt ,
b. durch Ausſchluß , C. durch Tod des betreffenden Mitgliedes .

§ 15. Der Austritt aus dem Verein ſteht jedem Mitglied
zu jeder Zeit frei ; dieſer Entſchluß iſt dem Bezirksverwalter zur
Weiterleitung an die Zentralverwaltung ſchriftlich mitzuteilen .
Mit dem Austritt erlöſchen , mit Ausnahme des Falles in 816
alle an die Mitgliedſchaft ſich knünpfenden Berechtigungen des

Mitgliedes ſowohl , als auch ſeiner Hinterbliebenen , damit alſo
auch die Pflichten des Vereins gegen das geweſene Mitglied ,
bezw. gegen ſeine einſtigen Hinterbliebenen , d. h. der nach 8 11

geſchloſſene Vertrag gilt als aufgelöſt .
16. Wünſcht ein Mitglied nach ſeinem dritten Mitglied⸗

jahre aus dem Peſtalozzi⸗Verein auszutreten , weil es entweder
à. keine Angehörigen beſitzt , denen das Benefizium zukäme oder
b. weil es den Lehrerberuf verläßt , oder
C. weil es ſeinen fernern ſtändigen Wohnſitz außerhalb des

Großherzogtums Baden nimmt ,
weil es infolge nachzuweifender Mittelloſigkeit nicht im
Stande iſt , die jährlichen Vereinsbeiträge zu bezahlen ,

ſo erhält es auf ſchriftlich eingebrachten Wunſch eine Abgangs⸗
entſchädigung ( Rückkauf ) entſprechend ſeinem ordentlichen
Deckungskapital unter Abzug der rückſtändigen Beiträge und des

Betrages von 20 Mark
Die Berechnung des Deckungskapitals iſt in dieſem Falle

auf Schluß desjenigen Vereinsjahres aufzuſtellen , für welches
noch der volle Beitrag bezahlt wurde , bezw. in Abzug kommt .

§17 . Mitglieder mit den in § 16 a, b und c genannten Ver⸗
hältniſſen können ihre Mitgliedſchaft auch fernerhin aufrecht erhalten .

§ 18. Ebenſo bleibt das Recht der Mitgliedſchaft gewahrt ,
wenn irgend welche Dritte die Jahresbeiträge für das Mitglied
in ſatzungsmäßiger Weiſe entrichten .

§ 19. 1. Wer a bei der Anmeldung wiſſentlich falſche An⸗
gaben gemacht hat , oder b ſeine Vereinsbeiträge nicht in der

ſatzungsmäßig feſtgeſetzten Zeit bezahlt , (§S 26 und 27) , wird auf
Beſchluß der Zentralverwaltung von dem Verein ausgeſchloſſen .
Damit hat der Ausgeſchloſſene die Eigenſchaft und die Rechte
eines Mitgliedes verloren und die hieran ſich knüpfenden Be⸗
rechtigungen ſeiner einſtigen Hinterbliebenen ſind erloſchen .

Die Möglichkeit des Ausſchluſſes wegen dem unter 1a ange⸗
gebenen Grunde iſt jedoch auf die erſten drei Mitgliedjahre beſchränkt .

2. Von dem bezüglichen Beſchluß der Zentralverwaltung wird
der Ausgeſchloſſene in Kenntnis geſetzt , wenn ſeine Adreſſe be⸗
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kannt iſt . Es ſteht ihm dann die Berufung an die nächſte
ordentliche Mitgliederverſammlung frei .

§ 20. Rückerſatz bezahlter Gelder an ausgetretene
und ausgeſchloſſene Mitglieder findet — ausgenommen die Fälle
in §S 16 —nicht ſtatt ; ebenſowenig haben ihre Hinterbliebenen
eine Unterſtützungsgabe anzuſprechen .

§S 21. Ausgetretene und ausgeſchloſſene Mit⸗
glieder können jederzeit dem Verein wieder beitreten ; ſie
werden in dieſem Falle als Neueintretende wieder nach § 5 bis
11 einſchließlich behandelt .

IV. Pflichten der Mitglieder .
§ 22. Die Leiſtungen der Mitglieder zur Vereinskaſſe be⸗

ſtehen in Jahresbeiträgen und nötigenfalls Nachſchüſſen .
Nur durch die ſatzungsmäßig geordnete Bezahlung der Leiſtungen
wird die Mitgliedſchaft gewahrt und den einſtigen Hinterbliebenen
das Recht auf Bezug des Benefiziums geſichert

23. Die Jahresbeiträge werden ſolange bezahlt , bis das
Mitglied das Alter von fünfundſiebenzig Jahren erreicht hat .
Für das Halbjahr , in welchem das Mitglied das 75. Lebensjahr
zurücklegt , iſt der Beitrag noch zu entrichten ( §26, 2).

§ 24. Die Jahresbeiträge werden nach folgenden Tarifen
entrichtet :

l. Tarif
für die am 12. Januar 1882 ſchon vorhanden geweſenen und

nach neuem Tarif eingeſchätzten Mitglieder :

FJahres FJahtes : ⸗ dahre

32Beitrag . [ 2 32 Beitrag . [ 388 Beitrag .

5 . i⸗

18 14,50 30 21,10 49 332,30
19 14,90 31 21,80 43 32,90
20 15,30 32 22,60 44 33,40

21 15,70 33 23,40 45 „ „
22 16,20 34 24,30 46 634, .
23 16,70 35 25,20 47 94

24 17,30 36 26,10 48. 3
25 17,80 37 27,10 49 . ·34
26 18,40 38 28,20 50 14
27 19, . — 39 29,30 51 34, —
28 19,70 40 30,40 52 33 —
29 20,40 41 31,70
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Il. Tarif

für die nach dem 12. Januar 1882 eingetretenen Mitglieder :

Eintritts⸗ Jahres⸗ Eintritts⸗ Jahres⸗ Eintritts⸗ Jahres⸗
Alter . Beitrag . Alter . Beitrag . ] Alter . Beitrag .

1 4＋ 44

18 14 . 50 33 223½40 48 442,70
19 14,90 34 24,30 49 44,80

20 15,30 355 0
21 15 . 70 36 26,10 5¹ 49,30
2215620 3 27,10 52 38180
23 16,70 38 28,20 53 6534,50
2⁴4 17,30 30 29,30 54 57,40
25 17,80 40 30,50 55 60,50
26 18,40 41 31,70 56 63,90
27 19, — 42 33, — * 67,50
28 19,70 43 34,40 58 71,50
29 20,40 44 35,90 59 75,90
30 21,10 45 37,40 60 80,70
31 62180 46 39,10
32 22,60 47 40,80

§ 25. Als Eintrittsalter gilt diejenige Zahl von

ganzen Jahren , welche dem wirklichen Alter des Beitretenden
am nächſten kommt . Iſt alſo am Tage der Aufnahme von einem
unvollendeten Lebensjahr mehr als die Hälfte zurückgelegt , ſo
wird es als ganzes Jahr gerechnet ; andernfalls bleibt es außer

Betracht .
§ 26. 1. Die Beiträge ſind in halbjährigen Raten und

zwar auf 1. Januar und 1. Juni fällig und müſſens längſtens
bis 31. Januar bezw. 31. Juli an die zuſtändige Bezirks⸗
verwaltung bezahlt ſein .

2. Für das Halbjahr , in welchem die Mitgliedſchaft beginnt
oder endigt , iſt der volle Halbjahrsbeitrag zu zahlen .

3 . Außerhalb des Großherzogtums Baden verzogene Mit⸗

glieder bleiben der Bezirksverwaltung zugeteilt , in deren Bezirk
ſie vor ihrem Verziehen anſäſſig waren und haben dorthin ihre
Beiträge in der ſatzungsmäßig feſtgeſetzten Zeit und koſtenlos
zu entrichten .

§ 27. 1. Iſt der Halbjahrsbeitrag bis 1. April bezw.
1. Oktober noch nicht bezahlt , ſo wird er vom zuſtändigen Be⸗
zirksverwalter durch Poſtauftrag ( bezw. Nachnahmebrief ) erhoben .

lafſenſc
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Die hiedurch entſtehenden Koſten hat das ſäumige Mitglied
zu tragen .

2. Wenn der Poſtauftrag ( Nachnahmebrief ) nicht eingelöſt
wird , ſo wird nach § 19 verfahren und das ſäumige Mitglied
aus dem Verein ausgeſchloſſen .

3. Iſt die Adreſſe des ſäumigen Mitgliedes nicht zu er⸗
mitteln ( vergl . §S 30) , ſo wird verfahren , wie wenn er den Poſt⸗
auftrag ( Nachnahmebrief ) nicht eingelöſt hätte .

4. Ebenſo wird bei den in § 26 Ziff . 3 genannten Mit⸗
gliedern verfahren , wenn bis Ablauf der in § 27, Ziff . 1 genannten
Friſt ihre Beiträge noch nicht bezahlt ſind .

§ 28. Den im Kriegsfall zu militäriſchen Dienſtleiſtungen
eingezogenen Mitgliedern werden die Beiträge bis zu ihrer Rück⸗
kunft in das bürgerliche Verhältnis geſtundet .

§. 29. Jedes Mitglied leiſtet ſeine Beiträge zur Vereins⸗
kaſſe einzig zugunſten derjenigen Perſonen , welche einſtens nach
§ 40 —52 für das Benefizium bezugsberechtigt ſind , um ihnen
das Benefizium zu ſichern . Eine Vergütung hierwegen vonſeiten
der Empfänger des Benefiziums an andere etwa nach der Ver⸗
laſſenſchaftsverhandlung oder ſonſt erbberechtigte Perſonen findet
nicht ſtatt , was als Wille des Mitgliedes und des Vereins
hiermit ausdrücklich feſtgeſtellt wird

§ 30. Jedes Mitglied iſt verpflichtet , bei jedem Wechſel
ſeines Wohnortes dem ſeitherigen Bezirksverwalter ſofort
ſeinen zukünftigen Wohnort zu bezeichnen . 17

eee e
V. Rechte der Mitglieder .

§ 31. Jedes Mitglied iſt befugt , der Mitgliederverſammlung
des Vereins anzuwohnen und an deren Beratungen und Beſchluß⸗
faſſungen tätigen Anteil zu nehmen , oder ſich dort durch einen
Bevollmächtigten , der ſelbſt Mitglied ſein muß , vertreten zu laſſen

§ 32. Jedes Mitglied iſt wählbar zu allen Vereinsämtern
nach Maßgabe der einſchlägigen Beſtimmungen in §S 85 Ziff . 5,
ferner in 90, 103 und 105 der Satzung .

§ 33. Jedem Mitglied iſt die Einſicht in die Vereins⸗
rechnung geſtattet .

§ 34. Hauptſächlich hat jedes Mitglied Anſpruch darauf ,
daß dereinſt nach ſeinem Tode das ſatzungsmäßig , feſtgeſetzte
Benefizium § 37 —39 ſamt Zuſchuß , den in § 40 —52 be⸗
zeichneten Berechtigten und unter den dort gegebenen Bedingungen
bezw. Einſchränkungen ausbezahlt werde .

§ 35. Über das Benefizium kann das Mitglied nach § 47
bezw. 48 der Satzung verfügen .



328

§ 36. Außerdem kommen ihm die ſonſt noch durch die
Satzung allen Mitgliedern gewährleiſteten Rechte zu.

VI. Von dem Beneſizium .
§ 37. Auf Todesfall eines Mitgliedes wird bei der Vereins⸗

kaſſe eine Geldſumme lein Sterbegeld ) fällig , welche im Sinne
des § 2 der Satzung unter dem Namen „ Benefizium “ an
die durch §S 40 —52 bezeichneten Perſonen ausbezahlt wird .

§ 38. Das ordentliche Benefizium beträgt Eintauſend
Mark , wozu aus den Überſchüſſen des Rechnungsergebniſſes
noch Zuſchüſſe kommen , die nach § 60 und 6s feſtgeſtellt werden .

§ 39. Seiner Widmung nach iſt das Benefizium , ſowie
die Zuſchüſſe zu demſelben kein Teil der Hinterlaſſen⸗
ſchaft eines Verſtorbenen , ſondern ein Anſpruch ſeiner
Hinterbliebenen , daher es nie in Gant fallen , weder ver⸗
äußert noch verpfändet , noch mit Arreſt belegt werden kann .

VIl. Von den Bezugsberechtigten .
§ 40. Bezugsberechtigt für das Benefizium ſind im all⸗

gemeinen und in erſter Linie die Witwe und die Kinder
—eheliche , anerkannte und Adoptiv⸗Kinder — der Mitglieder ,
bezw. die nach §S 47 und 48 für das Benefizium teſtamentariſch
ernannten Erben .

§, 41. An Stelle verſtorbener , bezugsberechtigter Kinder
des mit Tod abgegangenen Mitgliedes treten deren lebende Kinder ,
alſo Enkelkinder des verſtorbenen Mitglieds ; Urenkel ſind
nicht mehr bezugsberechtigt .

§ 42. Sind Bezugsberechtigte im Sinne des § 40 der
Satzung nicht vorhanden , ſo treten in erſter Reihe die noch
lebenden Elternteile des Verſtorbenen , in zweiter Reihe deſſen
lebende Geſchwiſter in die gleichen Rechte ein.

Auf weitere Grade der Verwandtſchaft erſtreckt ſich in dieſem
Falle die Bezugsberechtigung nicht .
8 43. Sind nur Kinder der überlebenden Witwe vorhanden ,
ſo wird das Benefizium der letztern allein verabfolgt .

§ 44. Sind die Kinder aber von einer andern Mutter oder
aus verſchiedenen Ehen , ſo teilen ſich die Witwe und die Kinder
in das Beneſizium dergeſtalt , daß die Witwe drei und jedes
Kind einen Kopfteil erhält .

8 45 . Die ſchuldlos geſchiedene Ehefrau erhält , wenn keine
Witwe vorhanden iſt , in allen Fällen den für dieſe beſtimmten
Anteil und wenn neben ihr eine Witwe lebt , wird der Betrag
dieſes Anteils unter ihnen gleichheitlich geteilt .
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§ 46. Iſt keine Witwe und keine ſchuldlos geſchiedene Ehe⸗
frau vorhanden , ſo fällt das Benefizium auf alle Kinder zu
gleichen Teilen .

§ 47. Hat das Mitglied weder Witwe noch Kinder ( Enkel ,
§ 40 und 41) , und weder Eltern noch Geſchwiſter ( 8 42) zu hinter⸗
laſſen , ſo iſt es berechtigt , über das ganze Benefizium nach
Gutdünken letztwillig zu verfügen .

§ 48 . In allen Fällen iſt das Mitglied berechtigt , über
die Hälfte des Benefiziums nach Gutdünken letztwillig zu ver⸗
fügen , auch wenn Bezugsberechtigte erſter oder zweiter Linie
vorhanden ſind .

§ 49. Außerhalb Deutſchlands wohnende Bezugsberechtigte ,
welche bis längſtens drei Monate nach dem Todestag des Mit⸗
gliedes nicht durch im Großherzogtum Baden wohnende Bevoll⸗
mächtigte vertreten ſind , bleiben bei Verteikung des Benefiziums
außer Betracht .

§ 50. Stirbt ein Mitglied innerhalb der erſten drei Jahre
ſeiner Mitgliedſchaft und es kann bei ſeinem Tode nachgewieſen
werden , daß der Verſtorbene ſ. Zt. zur Erlangung der Mitglied⸗
ſchaft in weſentlichen Stücken wiſſentlich falſche Angaben gemacht
hat , ſo erliſcht jeder Anſpruch an die Verſicherung ; die Zentral⸗
verwaltung kann jedoch den Hinterbliebenen eine guttatweiſe Zu⸗
weiſung in Höhe der in § 16 feſtgeſetzten Abgangsentſchädigung
gewähren .

5

§ 51 . Stirbt ein im Kriegsfall zu militäriſchen Dienſt⸗
leiſtungen eingezogenes Mitglied während des Krieges , ſo iſt der
Verein nur zur Zahlung des vorhandenen Deckungskapitals ver⸗
pflichtet . Die Mitgliederverſammlung kann jedoch nach Friedens⸗
ſchluß nachträgliche Auszahlung bis zur vollen Höhe des Bene⸗
fiziums nebſt Zuſchuß beſchließen ; der Beſchluß bedarf zu ſeiner
Durchführung der Genehmigung der Aufſichtsbehörde .

8 52. 1. Bezugsberechtigten , welche gerichtlich nachgewieſener⸗
maßen den Tod eines Mitgliedes veranlaßt oder beſchleunigt
haben , wird die Auszahlung ihres Anteils am Benefizium ver⸗
weigert . Derſelbe verbleibt in der Vereinskaſſe und wird dem
Stiftungskapital zugeſchlagen .

2. Wird das Begräbnis eines verſtorbenen , vermögensloſen
Mitgliedes weder von Angehörigen , noch von Dritten beſorgt ,
ſo iſt die Zentralverwaltung gehalten — ſofern ſie rechtzeitig
von dem Todesfall benachrichtigt wird , für ein ſtandesgemäßes
Begräbnis zu ſorgen . Die hiefür aufzuwendenden Koſten werden
dem fällig gewordenen Benefizium entnommen ; der Reſt verbleibt
in der Kaſſe und wird dem Stiftungskapital zugeſchlagen .
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§ 53. Beim Tod eines Mitglieds haben die nach 8S40 —52
für das Benefizium Bezugsberechtigten auf ihre Koſten und durch
Vermittlung der Bezirksverwaltung , in deren Bereich der Todes⸗
fall eingetreten iſt , bei der Zentralverwaltung einzureichen :

1. Die amtliche Sterbeurkunde , d. h. einen beglaubigten
Auszug aus dem Sterbehauptregiſter des Standesamtes ;

2. den urkundlichen Nachweis über die Bezugsberechtigung ;
3. die Aufnahmsurkunde .
§ 54. Der urkundliche Nachweis über die Bezugsberechtigung

wird je nach den in §S 40 —52 aufgeführten Fällen erbracht durch
folgende amtliche Schriftſtücke :

1. Die vom Notariat auszuſtellende Erbbeſcheinigung .
Von der Erbringung derſelben kann nur dann Umgang
genommen werden , wenn dem Bezirksverwalter oder der
Zentralverwaltung die Bezugsberechtigung der beteiligten
Perſonen unzweifelhaft bekannt iſt .

2. Beglaubigte Vollmachten der Bezugsberechtigten
oder beglaubigte Abſchriften derſelben , bezw. amtliche Be⸗
zeichnung des Vormundes eines minderjährigen oder
entmündigten Bezugsberechtigten .

Z. Zutreffenden Falles die notarielle Beſcheinigung , daß
außerhalb Deutſchlands wohnende Bezugsberechtigte bis
längſtens 3 Monate nach dem Todestage des betreffen⸗
den Mitglieds nicht durch Bevollmächtigte ver⸗
treten ſind .

4. Beglaubigte Abſchrift eines etwa vorhandenen Teſtaments
ſoweit es ſich auf das Benefizium bezieht und notarielle

9 daß dasſelbe von den Beteiligten anerkannt
wurde .

§ 55. Das Benefizium wird an die in § 40 —52 bezeich⸗
neten Bezugsberechtigten , bezw. deren Bevollmächtigte gegen
Quittung ausbezahlt , ſobald die erforderlichen Schriftſtücke (§S 53
und 54) bei der Zentralverwaltung eingegangen und für richtig
befunden ſind .

§ 56. Auf der Quittung über den Empfang des Bene⸗
fiziums iſt die Echtheit der Unterſchriften der Empfänger von
dem Bezirksverwalter oder dem Bürgermeiſteramt oder dem
Notariat zu beglaubigen .

8 57 . Das Benefizium kann von den Bezugsberechtigten
während fünf Jahren , vom Schluß des Todesjahres des Mit⸗
glieds an gerechnet , und zwar ohne Zinsvergütung beanſprucht
werden . Nach Ablauf dieſer Zeit verfällt es zu Gunſten des
Stiftungskapitals .
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MIl . Vom Vereinsvermögen .
§ 58. Die Mittel zur Erfüllung ſeines Zweckes ſchöpft der

Verein a) aus dem angeſammelten Vereinsvermögen und deſſen
Erträgniſſen , b) aus den Zinſen des Stiftungskapitals , c) aus
den Leiſtungen der Mitglieder (§ 22) .

§. 59 . Das angeſammelte Vereinsvermögen und deſſen Er⸗
trägniſſe ſind in erſter Reihe zur Sicherung der Benefizien und
einer geordneten Verwaltung beſtimmt .

§ 60. Das Stiftungskapital , d. h. die Summe der aus
Schenkungen und Vermächtniſſen herrührenden Vermögensteile
darf nicht angegriffen werden ; ſeine Zinſen aber werden für
einen erſten Zuſchuß zum ordentlichen Benefizium verwendet .
Der Betrag des Zuſchuſſes wird ermittelt , indem man den Zins⸗
ertrag durch die Zahl der Sterbefälle unter den Mitgliedern ,
die rechnungsmäßig im Laufe des Jahres zu erwarten ſind , teilt .

§ 61. Alljährlich ſoll über die zukünftigen Beiträge und
ordentlichen Benefizien ( à 1000 / ) der vorhandenen Mitglieder
eine Bilanz nach verſicherungstechniſchen Grundſätzen gezogen
werden . Das berechnete Deckungskapital darf nicht geſchmälert
werden .

§ 62. Es iſt eine Spezialreſerve zu bilden . Dieſelbe muß
auf den Betrag von 2 Prozent des Unterſchiedes zwiſchen der
Geſamtſumme der ordentlichen Benefizien und der aus dem ver⸗
fügbaren Überſchuſſe herrührenden Zuſchüſſe des Vorjahres einer⸗
ſeits und den dafür vorhandenen Deckungskapitalien anderſeits
gebracht und erhalten werden .

§ 63. Der nach Abzug des Stiftungskapitals , des Deckungs⸗
kapitals der ordentlichen Benefizien und der Spezialreſerve ver⸗
bleibende Überſchuß des Vereinsvermögens iſt für einen zweiten
Zuſchuß zum ordentlichen Benefizium verfügbar und ſoll das
Deckungskapital desſelben darſtellen .

§ 64. 1. Verluſte ſind zunächſt durch die Spezialreſerve
und nach deren Aufzehrung durch die Reſerve für Benefiziums⸗
zuſchüſſe zu decken.

2. Reichen beide Fonds nicht aus , ſo iſt der verbleibende
Fehlbetrag von den zur Zeit der Bilanzaufſtellung vorhanden
geweſenen Mitgliedern durch einmaligen nach Maßgabe ihrer
einzelnen Deckungskapitalien zu berechnenden Nachſchuß aufzu⸗
bringen . An Stelle des Nachſchuſſes kann auch die Ermäßigung
des Benefiziums oder eine Erhöhung der Beiträge beſchloſſen
werden .

3. Der beſchloſſene Nachſchuß wird von der Zentralverwal⸗
tung mit einer Zahlungsfriſt von mindeſtens einem Monat aus⸗



geſchrieben ; bezüglich der Zahlung desſelben , dem Mahnver⸗
fahren und den Folgen der Zahlungsverſäumnis gelten die gleichen
Beſtimmungen wie für die Beiträge .

§ 65. Bis die Spezialreſerve ihren vollen Betrag erreicht
hat , wird ihr jeweils derjenige Teil des nach Abzug des Stiftungs⸗
kapitals und des Deckungskapitals der ordentlichen Benefizien
verbleibenden Rechnungsüberſchuſſes überwieſen , der nicht als

Deckungskapital für einen unverminderten Zuſchuß erforderlich iſt .
Ebenſo wird verfahren , wenn die Spezialreſerve infolge von Ver⸗

luſten wieder ergänzt werden muß.

§ 66. Die bei der Vereinskaſſe verfügbar werdenden Gelder

ſind möglichſt zinstragend anzulegen . Dies kann geſchehen :
1. Hauptſächlich auf ſolide erſte Hypothek bis zu höchſtens

600/o des gerichtlichen Schätzungswertes der Liegenſchaften , welche
beliehen werden ſollen .

2. In Schuldverſchreibungen derbadiſchen Eiſenbahn⸗Schulden⸗
tilgungskaſſe .

3. Bei Gemeinden gegen Schuldurkunden oder auf Annuitäten .
4. Bei Gemeindeſparkaſſen oder auch in Pfandbriefen der

Rheiniſchen Hypothekenbank oder badiſcher Städte ; jedoch dürfen
dieſe Anlagen zuſammen den zehnten Teil des Vereinsvermögens
nicht überſteigen . (§ 59 d. V. A. G. )

5. Zur Vermehrung des Grundbeſitzes ; hiezu bedarf es in

jedem einzelnen Falle der Genehmigung der Aufſichtsbehörde .
(§ 54 d. V. A. G)

§ 67. Beträge , die zur Erfüllung der laufenden Verpflich⸗
tungen bereit gehalten werden müſſen , ſollen vorübergehend bei
einem genügende Sicherheit bietenden Geldinſtitut auf laufende
Rechnung zinstragend angelegt werden .

§ 68. 1. Die Werttitel werden vom Direktor im eiſernen
Hinterlegungsſchrank aufbewahrt ; über jeden einzelnen neu ein⸗

gehenden Titel gibt der Direktor an die Kaſſenakten einen Hinter⸗
legungsſchein .

2. Jedes Jahr ſind dieſe Werte einmal durch die Zentral⸗
verwaltung zu ſtürzen .

3. Über den Sturz wird ein Protokoll aufgenommen und
dieſes der Jahresrechnung als Beleg angeſchloſſen .

IX. Die Organe des Vereins .

98 69 . Der Verein leitet , verwaltet und beaufſichtigt alle
ſeine Angelegenheiten ſelbſt durch : 1. die Mitgliederverſammlung
(§S 70 - 88 ) , 2. eine Zentralverwaltung ( § 89 —100 ) , 3. Bezirks⸗



verwaltungen (§S 101 —104 ) , 4. einen Prüfungsausſchuß ( § 105
bis 108) .

X. Die Mitgliederverſammlung .
§ 70. 1. Dieſe beſteht aus ſämtlichen Mitgliedern des

Vereins , die in Perſon anwohnen oder durch einen Bevollmäch⸗
tigten , welcher ſelbſt Mitglied ſein muß , vertreten ſind .

2. Jedes in der Mitgliederverſammlunganweſende Mitglied
hat beratende und beſchließende Stimme . Ehrenmitglieder , welche
nicht zugleich Mitglieder ſind (§S 11 —13 ) , haben nur beratende
Stimme .

§ 71. 1. Die Bevollmächtigung geſchieht durch ein ent⸗
ſprechendes Schriftſtück , welches der Vollmachtgeber eigenhändig
unterzeichnet .

2 Die Unterſchriften müſſen vom zuſtändigen Bezirks⸗
verwalter beglaubigt ſein .

§ 72. Der Bevollmächtigte kann die erhaltene Vollmacht
auf einen Dritten übertragen .

§ 73. Die Vollmachten müſſen ſpäteſtens 8 Tage vor der
Mitgliederverſammlung an die von der Zentralverwaltung be⸗
zeichnete Vorbereitungskommiſſion zur Prüfung porto⸗
frei eingeſandt werden

8 . lDie Vorbereitungskommiſſton beſteht aus dem
Bezirksverwalter desjenigen Bezirks , in welchem die Mitglieder⸗
verſammlung ſtattfindet , als Vorſitzenden , und wenigſtens vier
weitern , vom Bezirksverwalter hiezu berufenen Vereinsmitgliedern .

2. Wenn der Bezirksverwalter freiwillig auf den Vorſitz in
der Vorbereitungskommiſſion verzichtet , ſo wählt dieſe unter ſeiner
Leitung aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und teilt das Er⸗
gebnis der Zentralverwaltung mit .

8l Die Vorbereitungskommiſſion ſtellt die Ergebniſſe
der Vollmachtenprüfung in einem Protokoll zuſammen , welches
ſodann in der Mitgliederverſammlung ſelbſt von der Vorbereitungs⸗
konmmiſſion verleſen wird , die auch etwa nötig werdende Anträge
betreffs der eingegangenen Vollmachten ſtellt

2. Das erwähnte Protokoll ſowohl , als auch die Vollmachten
ſelbſt werden vom Präſidenten der Mitgliederverſammlung zu
den Mitgliederverſammlungsakten genommen .

§S 76. Den Vollmachtgebern bleibt unbenommen , dem Be⸗
auftragten mündlich oder ſchriftlich ihre Wünſche bezüglich der
Abſtimmung zu erkennen zu geben ; die Abſtimmung geſchieht
jedoch ganz nach der inneren überzeugung des Abſtimmenden ,
auf deſſen Namensaufruf für oder gegen mit ſämtlichen von
ihm vertretenen Stimmen .
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§ 77. Die ordentliche Mitgliederverſammlung findet alle
drei Fahre im Monat September oder Oktober ſtatt . Den Vorort
ſowohl als auch den Tag der Mitgliederverſammlung beſtimmt
jeweils die Zentralverwaltung . Die Einladung dazu geſchieht
im Vereinsorgan ( Badiſche Schulzeitung ) unter Bekanntgabe der
Tagesordnung und Bezeichnung der Vorbereitungskommiſſion
ſpäteſtens einen Monat vor dem Tage der Mitgliederverſammlung .

§ 78. Anträge für die Mitgliederverſammlung müſſen
längſtens bis 1. Auguſt des betreffenden Jahres mit Begründung
bei der Zentralverwaltung ſchriftlich eingereicht ſein . Über die
Zulaſſung derſelben für die Mitgliederverſammlung entſcheidet
die Zentralverwaltung .

§ 79. Anträge , welche nicht auf der Tagesordnung der
Mitgliederverſammlung ſtehen , werden zur Beſprechung und Be⸗
ſchlußfaſſung nur zugelaſſen , wenn die Mitgliederverſammlung
mit drei Viertel der anweſenden Stimmen deren Dringlichkeit erklärt .

§ 80. Gegebenenfalls hat die Zentralverwaltung das Recht ,
eine außerordentliche Mitgliederverſammlung
anzuordnen . Der Prüfungsausſchuß , ebenſo ein Viertel aller
Vereinsmitglieder kann unter genügender Begründung die Ein⸗
berufung einer außerordentlichen Mitgliederverſammlung bei der
Zentralverwaltung verlangen .

§ 81. 1. Um eine außerordentliche Mitgliederverſammlung
zu umgehen , kann in dringenden Fällen auch eine Abſtimmung
auf ſchriftlichem Wege bewirkt werden .

2. In dieſem Falle ſind die Anträge , ſobald ihre Dringlich⸗
keit ſeitens der Zentralverwaltung anerkannt iſt , ungeſäumt an
die Bezirksverwaltungen zur Abſtimmung bezw. Beratung und
Beſchlußfaſſung zu ſenden mit der Aufforderung , die Entſcheidung
binnen einer beſtimmten Friſt an die Zentralverwaltung gelangen
zu laſſen . Es gelten hiebei aber nur die Stimmen , welche bis
zu dem von der Zentralverwaltung beſtimmten Zeitpunkte ein⸗
gelaufen ſind .

§ 82. Behörden und einzelne Perſonen können von der
Zentralverwaltung zum Anwohnen bei der Hauptverſammlung
eingeladen werden . ( Ehrengäſte . )

§ 83. Die Mitgliederverſammlung wird von dem Vereins⸗
direktor eröffnet ; dann wählt ſie unter Leitung des Direktors
und auf Vorſchlag der Zentralverwaltung ihren Präſidenten .
Dieſer beruft aus den anweſenden Mitgliedern zwei Schrift⸗
führer . Unter Leitung des Präſidenten tritt hierauf die Mit⸗
gliederverſammlung in die Beratung und Beſchlußfaſſung über
die Gegenſtände der von der Zentralverwaltung aufgeſtellten
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Tagesordnung ein, während die Schriftführer alles Weſentliche
in das Protokoll aufnehmen , das ſie nach Schluß der Mitglieder⸗
verſammlung dem Präſidenten übergeben . Nachdem dieſer das
Protokoll unterzeichnet hat , händigt er dasſelbe mit den übrigen
Akten dem Vereinsdirektor aus .

§ 84. 1. Bei allen Abſtimmungen der Mitgliederverſamm⸗
lung enſcheidet die einfache Mehrheit der Stimmen der anweſenden
und der nach § 70 bis 72 vertretenen Mitglieder . Ausgenommen
von dieſer Beſtimmung iſt der Auflöſungsbeſchluß § 111.

2. Zeigt ſich in einer Abſtimmung in der Mitgliederver⸗
ſammlung Gleichheit in der Zahl der Stimmen für und gegen
einen Antrag , ſo entſcheidet die Stimme des Präſidenten . Bei
Wahlen entſcheidet das Los .

3. Zu Satzungsänderungen bleibt die Genehmigung der
Aufſichtsbehörde vorbehalten .

§ 85 . In den Geſchäftskreis der Mitgliederverſammlung
gehören :

1. Entgegennahme der Berichte des Vereinsdirektors , des
Kaſſiers und des Prüfungsausſchuſſes .

2. Beratung und Beſchlußfaſſung über ſolche Punkte dieſer⸗
Vorträge , die deren bedürfen .

3. Entlaſtung des Kaſſiers und der Zentralverwaltung .
4. Beratung und Beſchlußfaſſung über Deckung von Fehl⸗

beträgen ſowie über vorgelegte Wünſche und Anträge , inſofern
dieſe längſtens bis 1. Auguſt ſchriftlich bei der Zentralverwaltung
eingebracht und von ihr auf die Tagesordnung geſetzt worden ſind .

5. Wahl des Vereinsdirektors und des Vorſtandes des Prü⸗
fungsausſchuſſes nach einem von der Mitgliederverſammlung ſelbſt
zu beſtimmenden Modus . (§ 27 d. B. G⸗B. und nach 890
der Satzung . )

§ 86. Beſchlüſſe , die eine Anderung der Jahresbeiträge
oder der Benefizien enthalten , dürfen nur inſoweit von der Mit⸗
gliederverſammlung gefaßt werden , als ſie nach den techniſchen
Berechnungen zuläſſig ſind ; weshalb der Zentralverwaltung das
Recht zuſteht , je nach Gutdünken einen Rechnungsverſtändigen zu
Rate zu ziehen . Die Koſten hiefür trägt die Kaſſe .

§ 87. Nach Erledigung der Tagesordnung wird die Mit⸗
gliederverſammlung vom Präſidenten geſchloſſen .

§ 88. Der Vereinsdirektor bringt das Weſentliche der Ver⸗
handlungen der Mitgliederverſammlung in einem Bericht zur
Kenntnis der Mitglieder .



XI. Die Zentralverwaltung .

889 . Dieſe beſteht aus dem Direktor , deſſen Stellvertreter ,
dem Kaſſier , dem Schriftführer und einem Beirat .

§ 90. Der Direktor wird von der Mitgliederverſammlung nach
Maßgabe des § 85 Ziffer 5 gewählt und ernennt den Schrift⸗
führer und den Beirat ; dieſe drei in Gemeinſchaft mit dem Prü⸗
fungsausſchuß wählen den Stellvertreter des Direktors und den
Kaſſier , ſämtliche für dreijährige Amtsdauer , welche mit dem auf

die orbentläche Mitgliederverſammlung folgenden 1. Januar be⸗
ginnt . Wiederwahl iſt ſtatthaft .

§ 91. Die Übergabe der Geſchäfte , Akten , Werttitel und
findet auf 1. Januar ſtatt .

8§ 92. Bei allenfallſigem Ableben des Direktors , ebenſo
bei ſeinem Rückteitt und bei einem Wechſel ſeines Wohnortes ,
beſchließen Zentralverwaltung und Prüfungsausſchuß über die
einſtweilige Beſetzung der erledigten Stelle , gegebenenfalls bis
zur nächſten Mitgliederverſammlung .

2. Die übrigen Mitglieder der Zentralverwaltung werden
bei ihrem etwaigen Abgange nach Maßgabe des § 83 ſofort durch
Wahl wieder erſetzt .

3. Bei länger dauernder Verhinderung des Kaſſiers beſchließen
Zentralverwaltung und Prüfungsausſchuß über einſtweilige Stell⸗
vertretung .

§ 93. Die Zentralverwaltung iſt die leitende Stelle . Sie
hat die Satzung zu handhaben , über deren genauen Durchf führung
zu wachen , die Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung zu voll⸗
ziehen und überhaupt alles einzuleiten und zu tun , was das
Intereſſe des Vereins erfordert . Sie iſt derMitgliederverſaſammlung
gegenüber verantwortlich .

§ 94. In den Geſchäftskreis der Zentralverwaltung gehört
namentlich

A. Vereinsverwaltung .
1. Satzungsgemäße Behandlung der 9 — (§S 510 ) ,

Sterbefälle (§S 37 —57 ) , Austritt (§8 15 und 16) und Ausſchlüffe
§ 19 —21 ) von Mitgliedern .

2. Sorge für richtige Führung der Mitgliederliſten nach
den Akten über Aufnahmen , Sterbefälle , Austritte und Ausſchlüſſe
und den Mitteilungen der Bezirksverwaltungen.

UÜberwachung der Bezirksverwaltungen und Sorge , daß
dieſelben immer beſetzt ſind ; nötigenfalls Abberufung des Bezirks⸗
verwalters , falls er ſich grobe Verletzung ſeiner Dienſtpflichten
zu ſchulden kommen läßt . chend
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4. Abfaſſung der Inſtruktion für die Bezirksverwaltungen
aufgrund der Satzung .

5. Verkehr mit den Bezirksverwaltungen , dem Prüfungsausſchuß ,
Behörden und Privaten , wie das Intereſſe des Vereins es erfordert .

6. Vorbereitung zur Abhaltung der Mitgliederverſammlung
und Begutachtung der eingegangenen Wünſche und Anträge .

7. Einleitung und Durchführung aller jener Verhandlungen ,
welche dem Wohle des Vereins dienlich und förderlich ſind .

B. Vermögensverwaltung .
8. Möglichſt gute und ſichere Anlage der verfügbaren Vereins⸗

gelder (§ 66 und 67) .
9. Bewirtſchaftung der Vereinsgüter .
10. Ausſtellung von Anweiſungen über Einnahmen und

Ausgaben an die Vereinskaſſe .
11. Sorge für rechtzeitige Stellung der Vereinsrechnung und

Vorlage derſelben beim Prüfungsausſchuß .
12. Sorge für pünktliche Aufſtellung der Bilanz ( § 61) .
13. Abfaſſung des jährlichen Rechenſchaftsberichts und Ver⸗

öffentlichung desſelben im Vereinsorgan ( Badiſche Schulzeitung ) .
§ 95. Die Zentralverwaltung iſt in ihren Sitzungen beſchluß⸗

fähig , wenn wenigſtens drei Mitglieder anweſend ſind .
Die Ausfertigungen der Beſchlüſſe werden von mindeſtens

drei Mitgliedern der Zentralverwaltung unterzeichnet .

XIl. Wirkungskreis ( Pflichten und Befugniſſe ) der einzelnen
Mitglieder der Zentralverwaltung .

§ 96. 1. Der Direktor vertritt den Verein nach außen
gerichtlich und außergerichtlich ; er hat die Stellung eines geſetz⸗
lichen Vertreters .

2. Er beruft die Mitglieder der Zentralverwaltung zu
Sitzungen , ſo oft er es für nötig erachtet und führt in dieſen
den Vorſitz .

3. Er leitet ſämtliche Geſchäfte und verwahrt die Werttitel
(§S 68) und die Vereinsakten .

4. Er führt die aus der Vereins⸗ und Vermögensverwaltung
entſpringende Korreſpondenz , ſoweit dieſe nicht dem Kaſſier zufällt
und ſoweit nicht beſondere Beſchlüſſe der Zentralverwaltung nötig
fallen ; er iſt berechtigt , hiezu den Schriftführer beizuziehen .

5. Er führt ein Tagebuch über die bei ihm ein⸗ und aus⸗
gehenden Aktenſtücke und über die von ihmbeſorgten Vereinsgeſchäfte .

22
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§ 97. Der Stellvertreter des Direktors hat dieſen in Wtsbe
allen Verhinderungsfällen zu vertreten und übernimmt in dieſem fich
Falle alle Rechte und Pflichten desſelben . ſc de i

§ 98. 1. Der Kaſſier ſorgt für Einziehung und Auszahlung Neiclg
der Gelder , für welche ihm Anweiſungen zugehen . fb Eil

2. Er führt das Tagebuch über Einnahmen und Ausgaben nitHrit
( Kaſſenbuch ) , das Kapitalienbuch und das Inventar . ulber

3. Er ſtellt rechtzeitig die Jahresrechnung und übergibt dem 91ʃ
Vereinsdirektor eine Abſchrift derſelben . yn bet

4. Er verwahrt ſämtliche Kaſſenakten einſchließlich der Jahres⸗ nilker
rechnungen , Belege , Kaſſenbücher u. ſ. w. molt

5. Er hat alles zur Aufſtellung der Jahresbilanz erforder⸗ 07
liche Material vorzubereiten .

6. Er führt die aus der Kaſſenführung ſich ergebende Kor⸗ Wühit
reſpondenz . 3*

7. Alle Kaſſengeſchäfte ſind ſinngemäß der amtlichen An⸗ Nuſhf
weiſung für Führung von Gemeindekaſſen und ⸗Rechnungen zu
vollziehen . ( Miniſterial⸗Verordnung vom 11. September 1883 . )

§ 99. 1. Der Schriftführer führt in den Sitzungen der 4
Zentralverwaltung das Protokoll , das von den anweſenden Mit⸗ lbent

f gliedern zu unterzeichnen iſt . 2
2. Er beſorgt die Ausfertigung der Beſchlüſſe der Zentral⸗ Wfendt

verwaltung einſchließlich der Einnahms⸗ u. Ausgabs⸗Anweiſungen . kiß;
3. Er führt die erforderlichen Mitgliederliſten in ſachdienlicher ſuend

Weiſe und Form und verwahrt dieſelben ( § 9 Ziff . 4 der Satzung ) . hſe bi
4. Er führt und verwahrt das Dekreturenbuch und das Vor⸗ 3*

merkbuch . ( § 98 Ziff . 7. ) die
5. Er leiſtet dem Direktor , ſo oft als nötig , Unterſtützung Iin
6. Er legt der Zentralverwaltung auf Wunſch die von ihm

1

geführten Bücher vor . 888
§ 100. Alle Mitglieder der Zentralverwaltung haben auf bartti

Einladung den Sitzungen der Zentralverwaltung anzuwohnen 5
1 und haben dabei beratende und beſchließende Stimme ( § 94 und f

95 der Satzg . ) 6
XIIl . Die Bezirksverwaltungen . r Jen

§ 101. Die Bezirksverwaltungen vertreten die Intereſſen
des Vereins in ihren Bezirken und haben deshalb die Anord⸗

in Beſorgung der Korreſpondenzen .

nungen der Zentralverwaltung zu vollziehen . 10 9
§ 102 . Die Verwaltungsbezirke decken ſich in der Regel mit Müigli

den freien Konferenzbezirken . Die Neuerrichtung einer Konferenz ul z6
bedingt nicht notwendigerweiſe auch die Errichtung einer neuen
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Bezirksverwaltung . Wenn aus irgend welchen Gründen ( geo⸗
graphiſchen uſw. ) eine ſolche wünſchenswert erſcheint , ſo wenden
ſich die in dem neuen Konferenzbezirk anſäſſigen Mitglieder des
Peſtalozzi⸗Vereins durch ihre ſeitherige Bezirksverwaltung mit
einer Eingabe , in der ſie eben dieſen Wunſch ausdrücken und
mit Gründen belegen , an die Zentralverwaltung , die ihrerſeits
darüber beſchließt .

§ 103 . 1. In jedem Verwaltungsbezirk wird durch die in
dem betreffenden Bezirk anſäſſigen Mitglieder ein Bezirksver⸗
walter gewählt . Die Wahl wird durch die Zentralverwaltung
angeordnet und durch den abgehenden Bezirksverwalter oder durch
ein von der Zentralverwaltung damit betrautes Mitglied geleitet .

2. Das Amt des Bezirksverwalters iſt ein Ehrenamt und
dauert 3 Jahre . Wiederwahl iſt ſtatthaft .

3. Läßt ſich der Bezirksverwalter grobe Verletzung ſeiner
Dienſtpflichten zu ſchulden kommen , ſo kann er von der Zentral⸗
verwaltung abberufen werden , die dann ſofort Neuwahl anordnet .

§ 104 . Der Bezirksverwalter beſorgt folgende Geſchäfte :
1. Entgegennahme der Anmeldungen und Behandlung der⸗

ſelben nach § 8 der Satzung .
2. Einzug der Mitgliederbeiträge ( § 22 —26 ) nötigenfalls

Abſendung des in § 27 vorgeſehenen Poſtauftrages ( Nachnahme⸗
brief ) ; Einſendung dieſer Beiträge und der Abtragungen und
Zinſen von Nachzahlungskapitalien mit Abrechnung an die Vereins⸗
kaſſe bis längſtens 15. Februar bezw. 15. Auguſt ;

3. Anzeige vom Ableben von Mitgliedern in ſeinem Bezirke
an die Zentralverwaltung . Entgegennahme der hierauf bezüg⸗
lichen Papiere von den für das Benefizium Bezugsberechtigten
( 8 53 und 54 der Satzung ) und Leitung derſelben an die Zentral⸗
verwaltung .

4. Übermittlung der Benefiziumsgelder an die dafür Bezugs⸗
berechtigten gegen Quittung ( 5 55 und 56 der Satzung ) ;

5. Beſorgung der Überweiſung verzogener Mitglieder an die
Vereinskaſſe ( § 30 der Satzung ) ;

6. Weitere Vereinsgeſchäfte in ſeinem Bezirk , wenn er von
der Zentralverwaltung damit betraut oder darum erſucht wird .

XIV. Der Prüfungsausſchuß .
§ 105. Der Prüfungsausſchuß beſteht aus einem von der

Mitgliederverſammlung gewählten Vorſtand ( § 85 Ziff . 5) und
aus zwei von dieſem berufenen Mitgliedern .

§ 106. 1. Bei allenfallſigem Ableben des Vorſtandes , ebenſo
bei länger dauernder Verhinderung desſelben beſchließen in ge⸗

225
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meinſchaftlicher Beratung die Mitglieder der Zentralverwaltung
und des Prüfungsausſchuſſes ( § 92) über die einſtweilige Be⸗

ſetzung der erledigten Stelle bis zur nächſten Mitgliederverſamm⸗

lung . Die beiden Mitglieder werden bei ihrem etwaigen Ab⸗

gange nach § 105 wieder erſetzt .
2. Im Falle einer vorübergehenden Dienſtverhinderung des

Vorſtandes führt das dienſtälteſte , und bei gleichem Dienſtalter
das im Lebensalter vorangehende Prüfungsausſchußmitglied den

Vorſitz und ergänzt nach §S 105 in proviſoriſcher Weiſe den

Prüfungsausſchuß .
§ 107. Der Prüfungsausſchuß iſt der Mitgliederverſamm⸗

lung gegenüber ebenſo verantwortlich wie die Zentralverwaltung .
§ 108. In den Geſchäftskreis des Prüfungsausſchuſſes ge⸗

hört folgendes :
1. Er hat die ihm von der Zentralverwaltung zugehende

Jahresrechnung ( § 94 Ziffer 11) ſamt Beilagen zu prüfen und
darüber einen Akt aufzunehmen , der mit den zurückzuſendenden
Rechnungen der Zentralverwaltung übergeben wird .

2. Alljährlich nimmt er wenigſtens einmal einen unver⸗
muteten Sturz der Vereinskaſſe vor und übergibt das hierwegen
aufgenommene Protokoll der Zentralverwaltung , welche dasſelbe
nach Kenntnisnahme dem Kaſſier als Beleg zur Rechnung einhändigt .

3. Ebenſo ſtürzt er auch alljährlich einmal die beim Direktor

verwahrten Werttitel (§ 68 und 96 Ziff . 3) und übergibt das
darüber aufgeſtellte Protokoll der Zentralverwaltung .

4. Er erſtattet in der Mitgliederverſammlung Bericht über
den Befund der Vereinsrechnung und der Werttitel .

5 Er wohnt auf Einladung des Direktors den Sitzungen bei ,
welche die Zentralverwaltung gemeinſchaftlich mit dem Prüfungs⸗
ausſchuß abhält .

XV. Bezüge der Vereinsbeamten .

§ 109. 1. Die Mitglieder der Zentralverwaltung und des
Prüfungsausſchuſſes erhalten einen angemeſſenen jährlichen Ge⸗
halt , der von der Mitgliederverſammlung feſtgeſetzt wird . Außer⸗
dem erhält der Kaſſier für Stellung der Jahresrechnung eine
entſprechende Bauſchſumme .

2 Im Falle einer einſtweiligen Stellvertretung für einen

Vereinsbeamten ( § 92, Ziffer 3 — 8 97 — § 106 Ziff. 2) über⸗
nimmt die Vereinskaſſe die Koſten der Stellvertretung auf ein
Vierteljahr .

§. 110. 1. Die Mitglieder der Zentralverwaltung u. des Prüfungs⸗
ausſchuſſes , wie auch die Mitglieder von etwa nötig werdenden
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Kommiſſionen innerhalb des Vereins beziehen , wenn ſie außer⸗
halb ihres Wohnortes Vereinsgeſchäfte zu verrichten oder auch
innerhalb ihres Wohnortes außerordeutlichen Sitzungen anzu⸗
wohnen haben , nebſt der Fahrtaxe II . Klaſſe eine Tagesgebühr
von 6 , , wenn ſie aber zu übernachten gezwungen ſind , eine
ſolche von 8 l &.

2. Andere Auslagen wie Porto , dann Koſten für Schreib⸗
aushilfe bei außerordentlichen Arbeiten , Druck , Impreſſen , Bücher ,
Gerätſchaften , Bureaubedürfniſſe uſw. ſind auf die Kaſſe zu über⸗
nehmen .

XVI. Auflöſung des Vereins .

§ 111. 1. Die Auflöſung des Peſtalozzi⸗Vereins erfolgt
durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung , ſofern drei Viertel
ſämtlicher ſtimmberechtigten Mitglieder in der Mitgliederver⸗
ſammlung anweſend oder vertreten ſind und von den Anweſen⸗
den oder Vertretenen drei Viertel aller Stimmen für die
Auflöſung ſich ausſprechen .

2. Iſt die Mitgliederverſammlung beſchlußunfähig , ſo iſt die
demnächſt einzuberufende Verſammlung ohne Rückſicht auf die
Zahl der erſchienenen bezw . vertretenen Mitglieder beſchlußfähig ;
auf dieſe Folge muß jedoch in der Einladung hingewieſen werden .

§ 112 . Der Antrag auf Auflöſung des Vereins muß mindeſtens
drei Monate vor der Mitgliederverſammlung — einer ordent⸗
lichen oder außerordentlichen — bei der Zentralverwaltung ſchrift⸗
lich eingereicht ſein ; derſelbe darf auf die Tagesordnung der
Mitgliederverſammlung nur dann geſetzt werden , wenn er von
mindeſtens 1000 der Mitglieder geſtellt iſt .

§ 113 . 1. Im Falle der Auflöſung des Vereins erlöſchen
mit dem im Auflöſungsbeſchluß beſtimmten Zeitpunkt die durch
die Mitgliedſchaft begründeten Verſicherungsverhältniſſe ; zwiſchen
der Beſchlußfaſſung und dieſem Zeitpunkt muß aber ein Zwiſchen⸗
raum von mindeſtens vier Wochen liegen . 2. An die Auflöſung
ſchließt ſich die Liquidation an.

§ 114. 1. über die Verwendung des nach der Liquidation noch
vorhandenen Vermögens beſchließt die Mitgliederverſammlung .

2. Wird es ganz oder teilweiſe unter die Mitglieder verteilt ,
ſo hat die Verteilung an die im Zeitpunkt des Erlöſchens der

Verſicherungsverhältniſſe noch vorhanden geweſenen Mitglieder
und zwar nach Verhältnis ihrer Anteile an dem Deckungskapital
zu erfolgen .

§ 115. Die Verſammlung , welche die Auflöſung des Vereins

giltig beſchloſſen hat , kann ferner mit einfacher Mehrheit be⸗
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ſchließen , daß und nach welchen Bedingungen anſtatt des oben⸗

genannten Verfahrens der geſamte Verſicherungsbeſtand des
Vereins nebſt allen Aktiven und Paſſiven auf eine andere Ver⸗

ſicherungsunternehmung übergehen ſoll .

§ 116 . Die Beſchlußfaſſungen der Mitgliederverſammlung
über Auflöſung des Vereins und die Verwendung des Vereins⸗

vermögens im Falle der Auflöſung bedürfen der Genehmigung
der Aufſichtsbehörde .

XVII. Aufſichtsbehörde .

§ 117 . Aufſichtsbehörde im Sinne des Reichsgeſetzes über
die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12 Mai 1901

iſt das Großh . Badiſche Miniſterium des Innern .

Mitgliederſtand auf 1. Januar 1906 : 2876 . Im Jahre 1905
wurden neu aufgenommen 43, es ſtarben 76 und es traten aus
2. Durchſchnittsalter der Mitglieder im allgemeinen 46,068 , der

Neuaufgenommenen 25,558 und der Verſtorbenen 65,564 Jahre .
Einnahmen im Jahre 1905 : Ertrag von Liegenſchaften
3504,50 / , Beiträge der Mitglieder 59 624,95 / , Zinſen
35 905,77 , Geſchenke 3 896,43 / , Heimbezahlte Kapitalien
158 919,13 4 , Sonſtige 7 966,51 4 . Summa aller Einnahmen
269 817,29 „4. Ausgaben : Aufwand auf Liegenſchaften
658,43 , Abgaben : 306,11 / , 76 Benefizien à 1158 / %
88 008 / , Verwaltungskoſten : 4537,76 , Angelegte Kapitalien :
172 026,33 / , Sonſtige 156,70 / %, Summa aller Ausgaben :
264 535,33 K. Vermögen : Wert der Liegenſchaften : 70159,41
„ , Zinstragende Kapitalien : 853,538,83 / , Sonſtige Ver⸗
mögensteile : 7902,79 %, Reinvermögen auf 1. Januar 1906 :
931601,03 „ , Vermögenszuwachs : 9319,70 / „. Bilanz :
Barwert der Benefizien : 1500 692,38 / , Barwert der Beiträge :
727 226,32 / , Deckungskapital : 773 466,06 / . Reinvermögen :
931601 . 03 / . Überſchuß der Bilanz : 158 134,97 / .

Zentral⸗Verwaltung :
Direktor ( prov . ) : Hauptlehrer J . Wohlfart⸗Offenburg .
Stellvertreter : Oberlehrer a. D H. Volk⸗ „

Kaſſier : Oberlehrer F. R. Heſch⸗ 5
Schriftführer : Hauptlehrer J . Martin⸗ 5
Beirat : „ A. Engler⸗

Prüfungsausſchuß :

Vorſtand : Oberlehrer W. Schuhmacher⸗Karlsruhe .
Beiräte : Oberl . Otto Fiſcher u. Hauptl . Georg Egel⸗Karlsruhe .
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3. Allgemeines Bad . Lehrer⸗Witwen⸗ und Waiſenſtift ,
gegründet am 15. September 1878 zu Offenburg . Es hat die
Beſtimmung , den Witwen und Waiſen ordentlicher Mitglieder
eine durch die alle drei Jahre ſtattfindende Generalverſammlung
feſtzuſetzende Jahresrente zu entrichten und bei außerordentlichen
Notfällen auch anderweitige Unterſtützungen zu gewähren . Die
Mitgliedſchaft , welche jedem aktiven badiſchen Volksſchullehrer
zuſteht , wird erworben durch eine ſchriftliche Beitrittserklärung
und Bezahlung eines Jahresbeitrages von 8 „ . „Erfolgt
der Eintritt nach zurückgelegtem 28. Lebensjahr , ſo hat der Ein⸗
tretende für jedes weitere Lebensjahr neun Mark nachzuzahlen .
Die erſte Nachzahlung wird für dasjenige Kalenderjahr berechnet ,
in welchem der Eintretende das 28. Lebensjahr zurücklegt . Für
die Berechnung der Beiträge iſt das Kalenderjahr maßgebend . “
Austritt aus dem Lehrerſtande hat nicht den Austritt aus dem
Stift zur Folge Ehrenmitglieder zahlen einen einmaligen Beitrag
von 10 „ oder jährliche Beiträge von mindeſtens 1 / . Zu
den Mitteln der Vereinskaſſe kommen noch die Zuſchüſſe aus den
Überweiſungen der Aktiengeſellſchaft Konkordig in Bühl .

Stand am 1. Januar 1905 : Ordentliche Mitglieder 1475 .
Zugang pro 1905 : 16, Abgang : 60.

Reinvermögen am 1. Januar 1906 : 247369 , 26 9,
Vermehrung im Jahre 1905 : 4516 „ ½ 70 .
Eigentliche Einnahmen pro 1905 : 26271 „ 22 Y

1 Ausgaben „ 5 25 370 /% 23
Geſamteinnahmen 5 79894 / % 64
Geſamtausgaben 1 ö 74 767 ν 11

Verausgabt wurden an 445 Witwen , 171 Halb⸗ und 9 Ganz⸗
waiſen 19 408 / % 80 & und von der Aktiengeſellſchaft Konkordia
in Bühl 3881 % 61 , zuſammen 23290 / 41 F , nebſtdem
noch 460 / einmalige Unterſtützungen . Gabe der Konkordia
pro 1905/06 : 3214 /%/ 27 Y.

Der Stiftsvorſtand beſteht aus :

Hauptlehrer H. Stürer in Mannheim , Kepplerſtr . 42, Obmann .
Chr . Eitel in Rohrbach , Stellvertreter .

5 W. Ihrig in Mannheim , Rheindammſtraße 50,
Schriftführer .

V. Bock in Feudenheim , Rechner .
1 M. Rödel in Mannheim , Beirat .
5 A. J . Weitzel in Ladenburg , Beirat .
1 Gg. Wolfinger in Schriesheim , Beirat .



4. Krankenfürſorge bad . Lehrer
gegründet am 1. Januar 1904 zu Offenburg .

Der Verein „Krankenfürſorge badiſcher Lehrer “ verfolgt den
Zweck, ernſtlich erkrankten Lehrern ( Mitgliedern ) ein Krankengeld
zu gewähren und zu gegebener Zeit für erholungsbedürftige
Lehrer und deren Familienangehörige ein Erholungsheim zu
erſtellen . Mitglied kann jeder an badiſchen Volksſchulen , ſowie
au andern öffentlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten Badens
angeſtellte Lehrer werden , wenn er zur Zeit der Aufnahme ge⸗
ſund und nicht über 40 Jahre alt iſt .

Der ſchriftlichen Beitrittserklärung ( Formular A) , welche
der zuſtändigen Bezirksverwaltung zuzuſtellen iſt , muß ein ärzt⸗
liches Geſundheitszeugnis ( Formular B) beigefügt werden .

Ehrenmitglieder werden auf Antrag des Verwaltungsrates
ernannt . Wer einen Jahresbeitrag von wenigſtens 3 / in die
Vereinskaſſe entrichtet , iſt außerordentliches Mitglied mit den
Rechten eines Ehrenmitgliedes .

Ordentliche Mitglieder zahlen eine Aufnahmstaxe von 3 /6
( unſtändige Lehrer nicht ) und einen Jahresbeitrag von 10 / .
Nach vollendetem 32. Lebensjahr Eintretende haben für jedes
weitere Jahr eine Nachzahlung von 10 „ /zu leiſten .

Jedes infolge Krankheit dienſtunfähig gewordene Mitglied
hat vom 9. Tage der Erkrankung an Anſpruch auf Krankengeld .
Dieſes beſteht in einem täglichen Betrage von 2 / für die Dauer
von 90 Tagen während eines Jahres ( 365 Tage ) . Sind jedoch
die wirklichen , durch die Krankheit entſtandenen Auslagen geringer
als obiger Betrag , ſo werden nur dieſe erſetzt . Wer ſeinem
Dienſte noch vorſtehen kann , aber beſondere Auslagen für ärztl .
Hilfe , Operationen , Pflege uſw . hat , erhält nach Ermeſſen des
Verwaltungsrates und dem Stande der Kaſſe ein entſprechendes
Krankengeld .

Im Erkrankungsfall eines Mitgliedes iſt dem Bezirksver⸗
walter ſpäteſtens am 14. Krankheitstage Anzeige hiervon zu er⸗
ſtatten . Dem ſpäteren , an die Bezirksverwaltung abzugebenden
Geſuche iſt beizufügen : 1. ein ärztliches Zeugnis ( Formular D) ;
2. ein behördliches Zeugnis über die Dauer der Dienſtunfähigkeit ;
3. ein Koſtenverzeichnis mit den nötigen Belegen

Geſuche um Krankengelder müſſen innerhalb 4 Wochen nach
überſtandener Krankheit eingereicht ſein .

Stand am 1. Januar 1906 .
Zahl der Mitglieder : 1500 . Vereinsvermögen / 22240,22

Ordentliche Einnahmen pro 1905 : / 17 137,55 . Ordentliche
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Ausgaben : „ 16679,54 . Zahl der unterſtützten Mitglieder : 130.
Höhe der Unterſtützungsſumme 10 296,98 .

Der Verwaltungsrat beſteht aus :
Hauptlehrer A. Engler in Offenburg , Vorſtand .

5
8˙85

Lurz in Offenburg , Kaſſierer .
E Wehrle in Offenburg , Schriftführer .

Oberlehrer J
J . G. Sänger in Dinglingen , Beirat .

Hauptlehrer Aug . Müller in Mietersheim , Beirat .
Der Prüfungsausſchuß :

Oberlehrer Fr . R. Heſch in Offenburg , Vorſtand .
Hauptlehrer A. Wittmann in Bühl , Beirat .

Fr . Ammann in Oberkirch , Beirat .„„

5. Die Konfraternitas , Verein bad . Volksſchullehrer
zu gegenſeitiger Unterſtützung bei Feuerſchaden ,

gegründet am 16. September 1879 zu Offenburg , hat zum Zweck,
denjenigen Volks⸗, Real⸗ und Gewerbeſchullehrern ( auch Lehrer⸗
innen , Lehrerwitwen und Lehrertöchtern ) des Großherzogtums
Baden , welche von einem Brandunglücke betroffen werden , eine
Unterſtützung zu verabreichen , welche dem Schaden gleichkommt ,
den ſie an vom Feuer zerſtörten oder beſchädigten , der Unter⸗
ſtützungspflicht des Vereins unterſtellten Mobiliargegenſtänden
erlitten haben .

Der Eintritt in den Verein wird erwirkt durch ein dem
Bezirksobmanne einzureichendes Verzeichnis ſämtlicher der Unter⸗
ſtützungspflicht des Vereins zu unterſtellenden Fahrniſſe nach
Gattung , Zahl und Wertangabe .

Ständige Beiträge werden nicht geleiſtet ; dagegen zahlt
jedes beitretende Mitglied von je 1000 % ſeines Fahrniswertes
3 als Einkaufstaxe . Die infolge eines Brandunglücks ver⸗
ausgabte Unterſtützungsſumme iſt durch Umlage auf ſämtliche
Vereinsmitglieder , den brandbeſchädigten Teil ausgenommen , der

Vereinskaſſe wieder zu erſetzen
Die in einem Jahre behufs Wiedererſatzes von den Vereins⸗

mitgliedern zu erhebende Umlage darf den Betrag von 1 7%/
pro Tauſend nicht überſchreiten , und iſt dementſprechend bei ent⸗
ſtehender Notwendigkeit der Deckung größerer Feuerſchäden der
Wiedererſatz auf zwei oder mehrere Jahre zu verteilen .

Stand auf 1. Januar 1906 :
Mitglieder : 4676 . Verſicherungsſumme : 21 669 161, — %/

Vermögen auf 1. Jan . 1906 : 31742,60 / . Laufende Einnahmen
pro 1905 : 24372,14 / . Laufende Ausgaben : 24029,34 / .



Vorſtand :

Hauptlehrer J . Ott in Bühlertal , Obmann .

5 St . Weinig in Baden , Stellvertreter .

5 G. Rüger in Bühlertal , Schriftführer .
5 R Sturm in Eiſental , Rechner .

Direktor G. Dühmig in Bühl , Beirat .

6. Der Verein unſtändiger Lehrer zu gegenſeitiger
Unterſtützung in Krantheitsfällen

wurde am 15. April 1883 auf einer Verſammlung in Bühl ins
Leben gerufen zwecks gegenſeitiger Unterſtützung aktiver badiſcher
Schulgehilfen in Krankheitsfällen . Dieſe erhalten als „ordentliche
Mitglieder “ bei eintretender Krankheit von dem Tage an, an
welchem die in der landesherrlichen Verordnung vom 14. Dezbr .
1892 , § 1 vorgeſehene Gehaltsauszahlung aufhört , eine monat⸗
liche Unterſtützung von je 75 / und zwar auf die Dauer von
ein und einem halben Jahre .

Geſuche um Unterſtützung ſind ſofort nach erfolgter Gehalts⸗
ſiſtierung unmittelbar an den Vorſtand zu richten .

Demſelben müſſen beigelegt werden :
Ein ärztliches Zeugnis zum Nachweis der Krankheit ,
eine beglaubigte Abſchrift des behördlichen Erlaſſes , nach

welchem die Gehaltsauszahlung eingeſtellt wurde .
Die Anmeldung als ordentliches Mitglied geſchieht ſchriftlich

durch Vermittlung des Bezirkserhebers oder direkt beim Vereins⸗
vorſtande . Es ſind dabei vorgeſchriebene Formulare zu ver⸗
wenden ; die Unterſtützungspflicht des Vereins wird durch deren
gewiſſenhafte Ausfüllung bedingt .

Unſtändige Lehrer , welche am Tage ihrer Anmeldung länger
als drei Monate aus dem Seminar entlaſſen ſind , haben mit
dem Aufnahmegeſuch ein bezirksärztliches Geſundheitszeugnis vor⸗
zulegen . Dem Vorſtande bleibt es überlaſſen , auch von denjenigen ,
welche ſich im erſten Vierteljahr nach erfolgter Seminarentlaſſung
zur Aufnahme in den Verein anmelden , —die ordentliche Mit⸗
gliedſchaft erhalten dieſelben erſt mit dem Tage ihrer Verwendung
im Schuldienſte — dieſes Geſundheitszeugnis zu verlangen , wenn
es ihm nach den näheren Umſtänden geboten erſcheint .

Die Aufnahmstaxe für ordentliche Mitglieder beträgt 2 4 .
Unſtändige Lehrer , welche bei ihrem Eintritte nicht mehr im
erſten Dienſtjahre ſtehen , müſſen außer dem genannten Auf⸗
nahmsbeitrag die dem Verein durch den verſpäteten Eintritt
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entzogenen Umlagen nachbezahlen . Ratenzahlungen ſind nach
vorhergegangener Vereinbarung mit dem Vorſtande geſtattet .

Als außerordentliches Mitglied wird aufgenommen :
a) Wer einen einmaligen Beitrag von 5 & oder einen

jährlichen von 1 „ leiſtet
b) Jedes ordentliche Mitglied , welches nach erlangter etat⸗

mäßiger Anſtellung einen einmaligen Beitrag von 3 entrichtet .
Die jährlichen Unterſtützungen werden im folgenden Jahre durch
Umlage erhoben . — Mitgliederſtand am 1. Januar 1906 : 1312 .

Das Vereinsvermögen betrug am 1. Jan 1906 : 12237 .
Im Jahre 1905 wurden an 10 erkrankte Mitglieder 5224 /
verausgabt und eine Umlage von 3 pro Mitglied erhoben .
Die Aktiengeſellſchaft Konkordia in Bühl leiſtete dem Verein einen
freiwilligen Beitrag von 600 / .

Vereinsvorſtand :
Hauptl Lothar Herkel in Mannheim , Hauptſtr . 20, Vor⸗

ſitzender . Unterlehrer Joh . Walch , Mannheim , Stellvertreter .
Unterlehrer Fritz Scherer , Mannheim , Bethovenſtr . 10, Rechner .
Unterlehrer Friedr . Kohl , Mannheim , Stellvertreter . Hauptl .
K. Ringwald in Freiburg , Beirat . Unterlehrer Ad. Engert in
Karlsruhe , Beirat . Vorſitzender des Prüfungsausſchuſſes : Unterl .
Chr . Schüßler in Mannheim .

7. Peſtalozzi⸗Stiftung in Mannheim ,
gegründet am 12. Januar 1846 , gewährt den Hinterbliebenen
( Witwen bezw . Waiſen ) eines verſtorbenen Mitgliedes jährliche
Benefizien (z. Z. 240 4 ) . Die Eintrittstaxe beträgt 200 / ,
der jährliche Beitrag 12 / . Wer nach dem 30. Lebensjahre
eintritt , hat die verfloſſenen Jahresbeiträge nachzuzahlen und für
dieſelben , wie auch für die Eintrittstaxe 4 % Zinſeszinſen zu
entrichten . Vermögensſtand am 1. Januar 1906 : 130448,11 .
Einnahmen pro 1905 : 8103,04/ . Ausgaben pro 1905 : 7829,52 %
Seit 1846 an Witwen , Waiſen ꝛc 132474 Mark 34 Pfennig
Ordentliche Mitglieder : 96. Ehrenmitglieder : 120. Bezugsbe⸗
rechtigt : 22 Witwen à 3 Zt . 240 .

Vorſtand : A. Schmitt , Oberlehrer . Schriftf . : A. Schweizer ,
Hauptl . a. D. Rechner : M. Rappert , Hauptl . a. D. Beiräte :
F. Schütz , Hauptlehrer .

8 . Penſionsverein Mannheim ,
gegründet 1875 für Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen an Mann⸗
heimer Volksſchulen , gewährt jährliche Zuſchüſſe zur ſtaatlichen
Penſion , jenen 450 %, dieſen 300 / . Die Eintrittstaxe beträgt
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bis zum 30. Lebensjahre 200 “ ; ſpäter eintretende Mitglieder mulcer
haben nebſtdem Nachzahlung der jährlichen Beiträge vom 30. Fhlltter

Lebensjahre an zu leiſten . Jahresbeitrag eines Mitgliedes 24 K. 9

Mitgliederzahl auf 1. Januar 1906 : 63. Vermögensſtand auf 5

1. Januar 1906 : 96219 / . Einnahmen pro 1905 : 5255 4 .
Ausgaben pro 1905 : 3806 / . 9 Penſionäre .

Vorſtand : M. Rödel , Hauptl . Schriftführer : A. Tritſchler , 0

Hauptl . Rechner : A. Kupprion , Hauptl . Beiräte : Oberlehrer 8
G. Büchner und Hauptlehrer P. Pritzius . 5

9. Der Verein „ Fürſorge “ in Karlsruhe Rite

zur Unterſtützung der Lehrer - Witwen und Waiſen durch Karls⸗ 655
ruher Lehrer am 12. Januar 1874 geſtiftet . Jedes Mitglied 12.

zahlt einen Jahresbeitrag von 10 /„ und außerdem eine Auf⸗
nahmstaxe von 80 / . Die alljährlich ſtattfindende Generalver⸗

869
ſammlung ſetzt die Jahresrenten der Witwen und die Bezüge Suu
der minderjährigen Kinder verſtorbener Mitglieder feſt . Die in drf
Jahresrente beträgt z. Zt. (bei 21 Witwen ) 110 %/ . Mitglider : R4rE1n
72. Einnahmen pro 1905 : 6859,19 . Ausgaben pro 1905 : denSte
6438,61 / . Vermögensſtand auf 1. Jan . 1906 : 63487,33 . ſche N
Summe der ausbezahlten Benefizien : 25508,25 % Summe lnur
der Beiträge der Mitglieder : 8445 %. ir fuut

Vorſitzender : Frz . Müller , Reallehrer . Schriftführer : Fr . jhriß
W. Mattes , Oberlehrer . Rechner : Auguſt Ziegler , Hauptlehrer .

511

Beiräte : Karl Kirſch und Karl Stehlin , Hauptlehrer . Prüfungs⸗ 0
ausſchuß : Wilhelm Räuber , Georg Greiner , Reallehrer und Wilh . W15
Fertig , Hauptlehrer . 1*

10 . Jugendſchriftenausſchüſſe . ludes

Karlsruhe : Vorſitzender Hauptlehrer O. Fritz , Klauprechtſtr . 22. beher
Lahr : Vorſitzender Hauptlehrer H. Gremmelsbacher .
Mannheim : Vorſitzender Oberl . K. Lauer , Kaiſer⸗Wilhelmſtr . 115.

40 Obengenannte Vorſitzenden ſind ſtets bereit , bei Einrichtung 900
und Ergänzung von Schülerbibliotheken Auskunft zu erteilen ;
auch ſind bei ihnen Verzeichniſſe empfehlenswerter Jugendſchriften 9
koſtenlos zu erhalten .

85

11 . Mannheimer Dieſterweg⸗Verein . 15.

Im Jahre 1890 in ' s Leben gerufene Vereinigung von
Freunden der Volksbildung und Volkserziehung zu dem Zwecke eg
der Förderung und Pflege der pädagogiſchen und allgemein Batbttit
wiſſenſchaftlichen Weiterbildung ſeiner Mitglieder , Mitwirkung wunatlic
an der Bildung und Erziehung des Volkes in wiſſenſchaftlicher , Ner
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künſtlicher und literariſcher Beziehung , Wahrung und Pflege der
Schulintereſſen , Stellungnahme zu pädagogiſchen Tagesfragen .
Mitgliederzahl 543 . Bibliothek 850 Bände .

I. Vorſitzender : Hauptlehrer A. Reinmuth .
2. 1 Reallehrer A. Edelmann .

1. Schriftführer : Hauptlehrer W. Lacroix .
2. 5 Lehrer F. J . Meyer .

Bibliothekar : Hauptlehrer K. Laule .
Rechner : 1 Fr . Dieterle .
Leiter des geſelligen Teils : Muſiklehrer Mack.

Beiräte : Kaufmann Gr. Schreiber und Hauptlehrer W. Tritt .

12 . Verein ſtenographiekundiger Lehrer Badens

( Syſtem Gabelsberger . )
Gegründet am 6. Juni 1900 . Der Zweck des Vereins iſt

die Sammlung der ſtenographiekundigen Lehrer an allen Schulen
im Großherzogtum Baden , um als Körperſchaft die Intereſſen
der Stenographieunterricht erteilenden Lehrer zu wahren und
den Stenographieunterricht an den Schulen zu fördern . Ordent⸗
liche Mitglieder können ſtenographiekundige akademiſch⸗ und
ſeminariſtiſch gebildete Lehrer und Lehrerinnen werden , ſowie
die ſtaatlich geprüften Lehrer der Stenogrophie . Vereinsbeitrag
jährlich 50 . Organ : Monatliche Mitteilungen des badiſchen
Stenographenverbandes Gabelsberger , zugleich Organ des Vereins
ſtenographiekundiger Lehrer Badens , welches den Mitgliedern
unentgeltlich zugeſtellt wird . 119 Mitglieder

Der Verein iſt Mitglied des „Badiſchen Stenographenver⸗
bandes Gabelsberger “ und des „Deutſchen Lehrerbundes Gabels⸗
berger “ ( Mitgliederzahl am 1. Juli 1905 rund 4000 . )

Vorſtand :
Profeſſor J . Müller in Weinheim , Vorſitzender .
Hauptlehrer J . Herrmann in Wehr , Stellvertreter .
Hauptlehrer Karl Zimmer in Sfingen , Schriftführer .
Hauptlehrer Emil Wunſch in Karlsruhe , Rechner .

13 . Badiſcher Lehrerverband für Stenographie
( Stolze⸗Schrey . )

Gegründet den 20. Januar 1901 zu Baden⸗Baden . Zweck :
Verbreitung der Stenographie . Jahresbeitrag 50 wofür die
monatlichen „Rundſchreiben “ geliefert werden .

Der Verband iſt ein Glied des „Badiſchen Stenographen⸗
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bundes “ und des „Deutſchen ſtenographiſchen Lehrerverbandes
Stolze⸗Schrey . “ 194 Mitglieder .

Vorſitzender Prof . Fr . Schmidt , Karlsruhe .
Geſchäftsführer : Hauptlehrer F. Linder , Rappenau .
Rechner : Hauptlehrer J . Schüßler , Gutach .

14 . Nationalſtenographie .
Vorſtand : Profeſſor Weighardt in Mannheim .
Schriftführer : Bl. Müller , Hauptlehrer in Baden⸗Baden .
Rechnen : Paul Rot , Kaufmann in Kolmar .

15 . Badiſcher Muſiklehrer⸗Verein .
Derſelbe erblickt ſeine hauptſächlichſte Aufgabe in der Wahrung

und Förderung der Intereſſen ſeiner Mitglieder ; insbeſondere
will er den Gedankenaustauſch der Mitglieder über Fragen ,
welche die muſikaliſche Weiterbildung derſelben betreffen , anregen
und fördern . Als ordentliches Mitglied wird jeder Lehrer auf⸗
genommen , der bereits als Muſiklehrer tätig iſt , oder das ſtaat⸗
liche Muſiklehrerexramen mit Erfolg beſtanden und ſeinen Beitritt
auf geordnetem Wege dem Vorſtande mitgeteilt hat . Jedes
ordentliche Mitglied zahlt eine Aufnahmstaxe von „ 2 . — und
einen Jahresbeitrag von % 3. —. Bekanntmachungen des Vor⸗
ſtandes erfolgen in der Bad . Schulzeitung . ( 35 Mitglieder . )

Geſamtvorſtand :

Fritz Neuert in Pforzheim , Vorſitzender .
Franz Zureich in Karlsruhe , Schriftführer und Rechner .

Franz Hiß in Ettlingen und Otto Hübner in Pforzheim , Beiräte .

16 . Verein der Gewerbeſchulmänner .
Zweck : Hebung des Standes , Förderung der Berufsbildung .

Präſident : G. Bader , Gewerbeſchulvorſtand in Durlach
Vizepräſident : R. Heim , Gewerbeſchulvorſt . in St . Georgen i. Sch.
Sekretär und Rechner : Frdr . Bader , Gewerbelehrer in Pforzheim .

17 . Verein badiſcher Reallehrer ,
am 4. Juli 1880 zu Durlach beſchloſſen , hat „Pflege der Fort⸗
bildung und Förderung der Rechtsverhältniſſe ſeiner Mitglieder “
zum Zweck. Die Mitgliedſchaft ſteht jedem geprüften Reallehrer
des Landes zu. Die Eintrittstaxe beträgt 2 / , der Jahres⸗
beitrag , welcher längſtens im Monat Dezember an den Vereins⸗
rechner zu zahlen iſt , 2 ‚ “ ; nach Neujahr Eintretende zahlen ,
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da das Vereinsjahr jeweils am 4. Juli beginnt , nur 14 . —
Außerordentliche Mitglieder , welche durch Anmeldung ſeitens
ordentlicher Mitglieder oder durch Beſchluß einer Generalver⸗
ſammlung aufgenommen werden , ſind beitragsfrei . ( 250 Mitgl . )

Reallehrer K. Brühler in Mannheim , Obmann .
1 L. Reinmuth in Mannheim , Stellvertreter .
5 Peter in Mannheim , Rechner .

Beiräte : Reallehrer Rolli und Reinfurth in Karlsruhe , Martin
in Pforzheim und Ziſchka in Baden .

18 . Verein badiſcher Zeichenlehrer .
Vorſtand : Zeichenlehrer J . Erhardt in Heidelberg.

F. Greiner in Freiburg .

3
2. 7 67
Schriftfüyrer und Rechner : Zeichenl . J . Rothermel in Wiesloch .

Poſt⸗Tarif .
Im Orts⸗ , Land⸗ und Nachbarortsverkehr .

Briefe frankiert 5 „ , unfrankiert 10 H.
Poſtkarten frankiert 5 9 , unfrankiert 10 O.
Druckſachen bis 50 g 3 J , über 50 bis 100 g 5 §, über 100

bis 250 g 10 , über 250 bis 500 g 20 , über 500 bis
1 kg 30 .

Warenproben bis 250 g 10 5 , über 250 bis 350 g 20 J.
Geſchäftspapiere bis 250 f 10 5 , über 250 bis 500 f 20 H,

über 500 g bis 1 kg 30 K.

Nach deutſchen Schutzgebieten .
Briefe bis 20 g frankiert 10 , unfrankiert 20 § , über 20

bis 250 fg frankiert 20 , unfrankiert 30 O. 1

Deutſchland und Sſterreich⸗ungarn .
Briefe bis 20 f koſten frankiert 10 J , unfrankiert 20 § , über

20 bis 250 8 ¼ỹ à frankiert 20 J , unfrankiert 30 Y.
Kartenbriefe nur frankiert 10 H.
Poſtkarten 5 , mit Antwort 10 K.
Druckſachen bis 50 f 3 „ , über 50 bis 100 g 5 J , über 100

bis 250 g 10 , über 250 bis 500 g 20 9 , über 500 g
bis 1 Kkg 30 K.

Warenproben bis 250 g 10 , über 250 bis 350 f 20
Einſchreibegebühr ( Rekommandationsgebühr ) 20 F .
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